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Pflichten 

Allgemeine Pflichten 

§ 57. (1) Richterinnen und Richter und Staatsanwältinnen und Staatsanwälte sind der Republik 
Österreich zur Treue verpflichtet und haben die in der Republik Österreich geltende Rechtsordnung 
unverbrüchlich zu beachten. Sie haben sich mit voller Kraft und allem Eifer dem Dienst zu widmen, sich 
fortzubilden, die Pflichten ihres Amtes gewissenhaft, unparteiisch und uneigennützig zu erfüllen und die 
ihnen übertragenen Amtsgeschäfte so rasch wie möglich zu erledigen. 

(2) Befinden sich Richterinnen und Richter nicht in Ausübung ihres oder seines richterlichen Amtes 
oder sind Richterinnen und Richter und Staatsanwältinnen und Staatsanwälte nicht sonst in Besorgung der 
übertragenen Amtsgeschäfte weisungsfrei gestellt, haben sie den dienstlichen Anordnungen ihrer 
Vorgesetzten Folge zu leisten und dabei die ihnen anvertrauten Interessen des Dienstes nach bestem 
Wissen und Können wahrzunehmen. 

(2a) Richterinnen und Richtern und Staatsanwältinnen und Staatsanwälten ist es im Rahmen ihrer 
dienstlichen Tätigkeit verboten, andere aus Gründen des Geschlechts – insbesondere unter Bedachtnahme 
auf den Personenstand und die Elternschaft –, der ethnischen Zugehörigkeit, Religion, Weltanschauung, 
Behinderung, des Alters oder der sexuellen Orientierung zu diskriminieren. 

(3) Richterinnen und Richter und Staatsanwältinnen und Staatsanwälte haben sich im und außer 
Dienst so zu verhalten, dass das Vertrauen in die Rechtspflege sowie das Ansehen ihrer Berufsstände 
nicht gefährdet wird. Dabei haben die Bediensteten insbesondere tatsächliche und vermeintliche 
Interessenkonflikte zu vermeiden, soweit dies zumutbar ist. Ein solcher Interessenkonflikt liegt vor, wenn 
die oder der Bedienstete aufgrund von bestehenden persönlichen Interessen ihre oder seine Aufgaben 
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nicht in voller Unvoreingenommenheit, Unparteilichkeit und Objektivität wahrnehmen kann 
(tatsächlicher Interessenkonflikt) oder ein solcher Anschein erweckt werden könnte (vermeintlicher 
Interessenkonflikt). 

(4) Auch im Ruhestand haben Richterinnen und Richter und Staatsanwältinnen und Staatsanwälte 
das Standesansehen angemessen zu wahren. 

(5) Der Richterin oder dem Richter und der Staatsanwältin oder dem Staatsanwalt des Ruhestandes 
ist es für die Dauer von sechs Monaten nach Übertritt oder Versetzung in den Ruhestand untersagt, für 
einen Rechtsträger, 

 1. der nicht der Kontrolle des Rechnungshofes, eines Landesrechnungshofes oder einer 
vergleichbaren internationalen oder ausländischen Kontrolleinrichtung unterliegt, und 

 2. auf dessen Rechtsposition ihre oder seine dienstlichen Entscheidungen im Zeitraum von zwölf 
Monaten vor dem Übertritt oder der Versetzung in den Ruhestand maßgeblichen Einfluss hatten, 

tätig zu werden, wenn die Ausübung dieser Tätigkeit geeignet ist, das Vertrauen der Allgemeinheit in die 
sachliche Wahrnehmung seiner vormals dienstlichen Aufgaben zu beeinträchtigen. 

(6) Abs. 5 ist nur anzuwenden, wenn der für den letzten Monat des aktiven Dienstverhältnisses 
gebührende Monatsbezug das Zwanzigfache der täglichen Höchstbeitragsgrundlage nach § 45 ASVG 
überschritten hat. 
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